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unterstützt. Inhaltlich zielte der Vorschlag darauf ab, „jedem 
Gemeinschaftsbürger einheitlich in der Gemeinschaft minde­
stens den Grundrechtsschutz zu gewähren, der ihm auch im 
eigenen Land garantiert ist. Ziel der Gemeinschaft muß es 
sein, den Grundrechtsschutz ihrer Bürger einheitlich auf dem 
höchsten erreichten Stand zu verwirklichen“.27 Dieses Projekt 
löste in der bürgerlichen Fachliteratur heftige Diskussionen 
aus. Die meisten Autoren räumen ihm keine Realisierungs­
chancen ein, vor allem wegen des damit beabsichtigten 
Maximalstandards des Grundrechtsschutzes. Gleichwohl be­
fürworten sie — hauptsächlich aus politischen Gründen — fast 
durchgängig eine Ködifizierung dieser Art.28

2. Minimalvarianten
Den Minimalvarianten sind jene Vorschläge zuzurechnen, die 
innerhalb der EG gewissermaßen den kleinsten gemeinsamen 
Nenner zur Lösung des Grundrechtsproblems bilden. Ihnen 
wird in der bürgerlichen Fachliteratur immer dann verstärkt 
Aufmerksamkeit geschenkt, wenn ein Projekt der „großen 
politischen Lösung“ erneut in weitere Ferne rückt.

Zunächst gibt es nach wie vor Stimmen, die die Weiter­
entwicklung der Rechtsprechung des EuGH als beste Lösung 
des Grundrechtsproblems befürworten.29 Es wird die Auffas­
sung vertreten, daß die Rechtsprechung des EuGH sich zu­
nächst in kasuistischer Form entwickeln müsse, worauf in 
einem zweiten Schritt durch eine Generalisierung dieser 
Kasuistik die notwendigen Standards herauszuarbeiten 
seien.30

Eine andere Richtung sieht die Übernahme der materiel­
len Bestimmungen der (West-) Europäischen Menschenrechts­
konvention bzw. den Beitritt der EG zu dieser Konvention als 
nächsten möglichen Schritt auf dem Wege der Schaffung 
„europäischer“ Grundrechte an. Diese Lösung wurde durch 
den EuGH selbst vorbereitet, der in verschiedenen Urteilen 
auf Bestimmungen der Konvention zurückgriff31 — eine 
Praxis, die durch die „Gemeinsame Erklärung von EG-Par- 
lament, Rat und Kommission zum Grundrechtsschutz in der 
EG“ vom 5. April 1977 bestätigt wurde.

Schließlich forderte die EG-Kommission in einem Memo­
randum vom 4. April 1979 den förmlichen Beitritt der EG zur 
(West-) Europäischen Menschenrechtskonvention.32 Zuletzt er­
ging diese Aufforderung an die EG von seiten des Europa­
rates in seiner Resolution vom 29. Januar 1981.33

Allerdings wird auch diese Variante nur als ein Schritt 
hin zu der noch ausstehenden Ködifizierung der Grundrechte 
verstanden.34

*

Insgesamt wird mit der künftigen Gestaltung von EG-Grund- 
rechten die Einheit der Rechtsordnung der EG, d. h. die ein­
heitliche Anwendung des EG-Rechts und darüber hinaus die 
Rechtsangleichung in den Mitgliedstaaten, angestrebt. Die 
immer wieder geforderte Orientierung an der „optimalen 
Norm“ intendiert in diesem Zusammenhang eine besondere 
Verklammerung von politischen und wirtschaftlichen Zielen 
der EG mit der Grundrechtsproblematik und darüber hinaus 
das Offenhalten der EG-Rechtsordnung für die Lösung an­
stehender Probleme der Entwicklung ihres Herrschaftsme­
chanismus. Eine Veränderung der realen Machtverhältnisse 
in den EG zugunsten der Werktätigen kann von diesen Pro­
jekten nicht erwartet werden — sie ist von der herrschenden 
Klasse auch nicht beabsichtigt. * 10
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Rolle der Justiz im Nazistaat — 
in der BRD noch immer verschleiert!

Unter der Überschrift „Juristen im Nationalsozialismus“ hat 
Prof. Dr. Udo R e i f  n e r  (Hamburg) in der „Zeitschrift für 
Rechtspolitik“ (Frankfurt am Main) 1983, Heft 1, S. 13 ff., 
„kritische Anmerkungen zum Stand der Vergangenheitsbe­
wältigung“ in der BRD gemacht. Sein Beitrag enthält eine 
Reihe interessanter Aussagen, aber z. T. auch Ansichten, die 
zum Widerspruch herausfordern.

Reifner geht davon aus, daß die Justizgeschichte der Nazi­
zeit „noch kaum bekannt, geschweige denn verarbeitet“ sei 
und daß es in der BRD „ein ideologisches Gebäude zur Recht­
fertigung der Nichtbefassung“ mit der Nazijustiz gebe, „in 
dem drei Thesen zur Vergangenheitsbewältigung immer 
wiederkehren:


